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Einleitung 

Die deutsche Wiedervereinigung hat zahlreiche rechtliche Probleme auf-
geworfen, die zuvor kaum von großer theoretischer oder praktischer Rele-
vanz waren. Eine dieser zu lösenden Aufgaben war die Bestimmung der 
Hauptstadt des vereinigten Deutschlands, wobei diese eng mit der Sitzbe-
stimmung von Bundestag, Bundesregierung, Bundesrat und des Bundesprä-
sidenten verknüpft wurde. Die Festlegung der Bundeshauptstadt war jedoch 
nicht die einzige Hauptstadtfrage, die es durch den Vollzug der Wiederver-
einigung zu entscheiden galt. In den neuen Bundesländern mußte eine fö-
derale Ordnung hergestellt werden, so daß Streitigkeiten um die Landes-
hauptstädte und den Sitz der Parlamente entstanden. In Sachsen-Anhalt 
konkurrierten Halle, Dessau und Magdeburg, in Brandenburg bewarb sich 
neben Potsdam auch Frankfurt an der Oder um die Hauptstadteigenschaft 
und in Mecklenburg-Vorpommern waren sowohl Rostock als auch Schwerin 
als Hauptstädte in der Diskussion.! 

Auf Bundesebene wirft besonders die Festlegung des Parlaments- und 
und die des Regierungssitzes Probleme auf. Diese Fragen befinden sich am 
Schnittpunkt zwischen dem Selbstorganisationsrechts des Parlaments, der 
Organisationsgewalt der Regierung und der Regelung, die in Art.2 Abs.l 
EinigungsV2 und der dazugehörigen Protokollerklärung getroffen worden 
ist? Besonders die Konkretisierung und die Begrenzung der parlamentari-
schen Macht zur Organisation ist für die Entscheidung dieser grundsätzli-

! W. Rutz/K. Scherf/Wo Strenz, Die fünf neuen Bundesländer, S.109; Speziell zur 
Diskussion um die Landeshauptstadt von Mecklenburg-Vorpommern vgl.: W. 
Thieme, Die Hauptstadtfrage als verwaltungswissenschaftliches Problem, Die Ver-
waltung !land 24 (1991), 1 ff.; P. Häberle, Die Hauptstadtfrage als Verfassungspro-
blem, DOV 1990, 989 (996). Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt wähl-
ten als Verfahren zur Festlegung der Landeshauptstädte eine Übertragung der Vor-
auswahl auf die Kreise und kreisfreien Städte; vgl. hierzu: K. v. Beyme, Hauptstadt-
suche, S.122. 

2 BGBl. 11. 1990, S.889 ff. Siehe hierzu erläuternd die Denkschrift zum Eini-
gungsvertrag in: BT-Drucksache 11 /7760 v. 31.08.1990, S.357 ff. 

3 BGBl. 11. 1990, S.905 f. 
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chen Problematik als Ausgangspunkt und Grundlage der verfassungsrechtli-
chen Bewertung notwendig. 

Mit dem Problemkreis des Selbstorganisationsrechts des Bundestages 
hat sich die 1992 erschienene Göttinger Dissertation von Gerhard BoIlmann 
"Verfassungsrechtliche Grundlagen und allgemeine verfassungsrechtliche 
Grenzen des Selbstorganisationsrechts des Bundestages" auseinanderge-
setzt. Umfangreiche Darstellungen des Parlamentsrechts liegen durch das 
1984 von Norbert Achterberg veröffentlichte "Parlamentsrecht", durch die 
1986 erschienene Abhandlung von Hans Troßmann "Das Parlamentsrecht 
des Deutschen Bundestages" und durch das von Hans Peter Schneider und 
Wolfgang Zeh 1989 herausgegebene Handbuch "Parlamentsrecht und Par-
lamentspraxis" vor. Obwohl es sich um den sechsten Teilband einer von 
Hermann v. Mangold und Friedrich Klein begründeten Grundgesetzkom-
mentierung handelt, kann der 1991 von Norbert Achterberg und Martin 
Schulte speziell zum Parlamentsrecht herausgegebene Band in diesem Zu-
sammenhang nicht unerwähnt bleiben. 

Wenn auch das juristische Schrifttum die vorgenannten umfangreichen 
Abhandlungen zum Selbstorganisationsrechts des Parlaments bietet, wobei 
die bei weitem größte Aufmerksamkeit auf die Geschäftsordnungsautono-
mie des Bundestages gelegt wird, so fehlt es bezüglich der Konkretisierung 
des Zusammenhangs mit der Festlegung des Parlamentssitzes an ausführli-
chen wissenschaftlichen Erörterungen. Auch die Durchsicht der zum 
Grundgesetz erschienenen Kommentierungen zeigt, daß die Festlegung des 
Parlamentssitzes nicht ausreichend behandelt wird. Soweit Ausführungen 
überhaupt vorhanden sind, erfolgen diese im Zusammenhang mit dem 
Hauptstadtbegriff, der wiederum im Zusammenhang mit Art.22 GG als 
Bundessymbol erörtert wird. So erschöpfen sich die Erläuterungen von 
Eckard Klein im Bonner Kommentar zum Begriff der Hauptstadt auf drei-
einhalb Seiten.4 Auch die Kommentierung von Theodor Maunz besitzt nur 
einen geringen Umfang und stammt aus dem Jahre 1966.5 Der 1989 von 
Rudolf Wassermann herausgegebene Altemativkommentar spricht zwar 
ausdrücklich den Sitz der Bundesorgane im Rahmen der Kommentierung zu 
Art.22 GG an, widmet der Hauptstadtproblematik aber lediglich eine halbe 

4 BGBl. 11. 1990, S.905 f. 
5 T. Maunz in: MaunzjDürigjHerzogjScholz, Kommentar zum GG, Art.22 

Rnm.33-35. 
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Seite.6 Die übrigen Kommentierungen lassen infolge ihrer beschränkten 
Grundkonzeption Erörterungen völlig vermissen oder bieten lediglich rudi-
mentäre Ausführungen. 

So fehlt es an einer juristischen Monographie zu dem Themenbereich 
der Festlegung des Parlamentssitzes und des Sitzes der anderen obersten 
Bundesorgane, dem Hauptstadtbegriff und der Auslegung von Art.2 Abs.l 
EinigungsV mit der dazugehörigen Protokollerklärung. Dieser "weiße Fleck" 
in der juristischen Literatur findet wohl seinen Grund in dem plötzlichen 
und unvorhersehbaren Auftreten der "Hauptstadtfrage". Die vorliegende 
Untersuchung hat sich zum Ziel gesetzt, die Rechtsfragen, die im Zusam-
menhang mit der Festlegung des Sitzes der obersten Verfassungsorgane und 
dem Begriff der Hauptstadt entstehen, umfassend zu erörtern. Konkrete 
Ansatzpunkte, aus denen sich die verfassungsrechtliche Relevanz der soeben 
aufgezeigten Problematik ergibt, sind die Beschlüsse des Bundestages und 
Bundesrates über ihre Sitzfestlegung, und der von vier Bundestagsabgeord-
neten erhobene Organstreit gegen die Sitzbestimmung der Bundesregie-
rung. 

6 BGBl. 11. 1990, S.905 f. 
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